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Herrn 
Vorsitzenden des Rechtsausschusses 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Dr. Werner Pfeil MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

nachrichtlich: 
Rechtsausschuss des Landtags 
- Referat I 1 -
40221 Düsseldorf 

Ministerium der Justiz 
des landes Nordrhein-Westfalen 
Der Minister 

Sitzung des Rechtsausschusses des Landtages am 18.04.2018 
Öffentlicher Bericht der Landesregierung zu TOP 14 "Situation der Be­
diensteten im Strafvollzug - Schriftlicher Bericht der Landesregierung" 

Anlage 
1 Bericht - 60-fach -

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

als Anlage übersende ich den öffentlichen Bericht der Landesregierung 
zu dem o. g. Tagesordnungspunkt in 60-facher Ausfertigung zur Weiter­
leitung an die Mitglieder des Rechtsausschusses. 

Mit freundlichen Grüßen 

Peter Biesenbach 
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Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen 

10. Sitzung des Rechtsausschusses 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 

am 18. April 2018 

Schriftlicher Bericht zu TOP 14 

"Situation der Bediensteten im Strafvollzug" 



Die Bediensteten-Gefangenen-Relation stellt sich am 1. April 2018 (Zahl der 
Gefangenen am 31. März 2018 in Relation zur Ist-Besetzung der zugewiesenen 
Planstellen und Stellen am 1. April 2018) in den einzelnen Justizvollzugsanstalten 
des Landes Nordrhein-Westfalen wie folgt dar: 

Anstalt Gefangenen-

Bediensteten-Relation 

Aachen 1 : 2,2 

Attendorn 1 : 1,8 

Bielefeld-Brackwede 1 : 1,8 

Bielefeld-Senne 1 : 3,6 

Bochum 1 : 2,0 

Bochum-Langendreer 1 : 2,3 

Castrop-Rauxel 1 : 3,1 

Detmold 1 : 1,4 

Dortmund 1 : 2,3 

Duisburg-Hamborn 1 : 1,6 

Düsseldorf 1 : 2,,3 

Essen 1 : 2,6 

Euskirchen 1 : 3,2 

JVK Fröndenberg 1 : 0,5 

Geldern 1 : 1,7 

Gelsenkirchen 1 : 2,3 

Sotha Gelsenkirchen 1 : 0,7 

Hagen 1 : 2,2 

Hamm 1 : 1,5 

Heinsberg 1 : 1,3 

Herford 1 : 1,2 

Hövelhof 1 : 1,3 

Iserlohn 1 : 1,0 

Kleve 1 : 1,8 

Köln 1 : 2,2 

Moers-Kapellen 1 : 3,0 

Münster 1 : 1,1 

Remscheid 1 : 2,8 

Rheinbach 1 : 1,4 

Schwerte 1 : 1,8 

Siegburg 1 : 1,8 

Werl 1 : 2,2 

Willich I 1 : 1,9 

Willich 11 1 : 2,3 

Wuppertal-Ronsdorf 1 : 1,4 

Wuppertal-Vohwinkel 1 :2,4 



Landesweit betrachtet betrug die Bediensteten-Gefangenen-Relation am 1. April 
2018 bezogen auf die besetzten Planstellen und Stellen 1 : 2,0. 

Am 1. April 2018 waren nach der Berichtslage landesweit insgesamt 249,3 
Planstellen und Stellen in den Justizvollzugsanstalten nicht besetzt. 

Im Einzelnen: 

Anstalt Zahl der freien 

Planstellen und 

Stellen( anteile) 

Aachen 13,33 

Attendorn 2,87 

Bielefeld-Brackwede 4 

Bielefeld-Senne 8,89 

Bochum 15,59 

Bochum-Langendreer 10 

Castrop-Rauxel 4,3 

Detmold 2 

Dortmund 0 

Duisburg-Hamborn 3,3 

Düsseldorf 15 

Essen 8 

Euskirchen 3,57 

JVK Fröndenberg 4,86 

Geldern 2 

Gelsenkirchen 5 

Sotha Gelsenkirchen 3,25 

Hagen 3,94 

Hamm 2 

Heinsberg 16,2 

Herford 7 

Hövelhof 4 

Iserlohn 0 

Kleve 0 

Köln 13,72 

Moers-Kapellen 0 

Münster 14,2 

Remscheid 10,26 

Rheinbach 2,01 

Schwerte 1,81 

Siegburg 5,15 



Werl 22,26 

Willich I 11 

Willich 11 10,5 

Wuppertal-Ronsdorf 9 

Wuppertal-Vohwinkel 10,29 

SUMME 249,3 

Neben den vorgenannten freien Planstellen und Stellen sind die mit dem Haushalt 
2018 neu geschaffenen 237 Planstellen und Stellen naturgemäß noch nicht besetzt. 
Die Planstellen und Stellen sind zwischenzeitlich den Justizvollzugsanstalten 
zugewiesen worden. Darüber hinaus werden rd. zehn Stellen demnächst nach 
Festsetzung der Stellenziele für das Jahr 2018 verteilt. 

Es wird darauf hingewiesen, dass zur Übernahme der rd. 260 Anwärterinnen und 
Anwärter, die voraussichtlich in diesem Jahr die Laufbahnprüfung ablegen werden, 
ab dem 1. Juli 2018 Planstellen in der erforderlichen Anzahl zur Verfügung stehen 
müssen. 

Der landesweite Mehrarbeitsstundenstand in der Laufbahn des Allgemeinen 
Vollzugsdienstes lag Anfang Oktober 2017 bei insgesamt 491.163 Stunden. Durch 
Abbau und Vergütung konnte der Stand auf 395.788 Mehrarbeitsstunden Ende 
Februar 2018 reduziert werden. 


